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Nichamfliche Übersetzunb

Die Coronavirus(COVID-19)-Pandem ie ste]lt die Behörden a]Ier Mitgliedstaaten des Europarates vor außergewöhnliche
Herausforderungen. Vor ganz besondere und schwierige Herausforderungen sind Mitarbeiter von Hafteinrichtungen gestellt.
Das betriffi Pol izeigewahrsam seinrichtungen, Strafanstalten, Abschiebehafteinrichtungen , psychiatnsche Krankenhäuser
und Pflegehej me sowie verschiedene neu geschaffene Eiriricht`mgen/Zonen, in denen Personen unter Quarantäne gehalten
werden.  Das CPT erkemt zwar die klare Notwendigkeit m, entschlossen gegen COVID-19 vorzugehen, muss jedoch alle
AkteLLre an die Absolutheit des Verbots von Folter und unmenschlicher oder emiedrig€nder Behandlung eriimeTn.
Schut2mßnahmen dürfen niemals zu unmenschlicher oder emiedrigender Behandlung von Personen ftihreTi, denen die
Freiheit entzogen ist. Nach Ansicht des CPT sollten daher die folgenden Grundsätze von allen zuständigen Behörden
beachtet werden, die fiir Personen im Freiheitsentzug auf dem Gebiet des Europarates verantwortlich sind.

1 ) Das Grundprinzip muss darin tx3stehen, alle nur
möglichen Maßmhmcn 7um Schutz von Gesundheit und
Sicherheit alleT Personen zu ergreil`eiL denen die Freiheit
entzogen ist. Das Ergreifen solcher Maßnahmen tTägt auch
zum Schutz der Gesundheit und der Sicherheit des Personals
bei.

2) r}i e Richtlinien der Weltgesundheitsorganisatjon (WHO)
zur Bekämpfiing der Pandemic sow'ie die nationalen
Gesundheits- und klinischen Richtlinien, die intemationalen
Standands entsprecherL müssen in a]len Hafteinrichtungcn
eingehalten und voll ständig umgesetzt werden.

3) Die Verffigbarkeit von Personal sollte erweiteft wcrden.
und Bedienste¢e sollten di€ notwendige professionel[e
Unterstützung sowie ausreichende Gesundheits-3
Sicherheits- imd Schulungsmaßnahmen erhalten. um ihTe
Aufga.ben h Haftemrichhingen weiterhin erfüllen zu
köJlnen.

4) Jede einschränkmde Mmnahme gegenüber Personen im
Freiheitsentzug, die "m Ziel hat` die Verbreitung von
COVD19 zu verriT`dem, muss auf einer kJaren
Rechtsgrundl age basiererL notwendig und veThältnismäßig
sein, die Mmschenwürde achten sowie zeitlich begrenzt
sein. AUßerdem sollten Personen im Freiheitsentzug in einer
Sprache, die sie verstehen, umfässende lnfomiationen über
solche Maßnahmen eri`alten.

5) Da enger persönlicher Kontakt die Ausbreitung des ViTus
fördert, sollten alle zuständigen Behörden koiizertierte
Anstrengungen untemehmen, um von AL[emativen zum
Freiheitsentzug Gebrauch zu machen. Dies ist jnsbesondere
in Situarionen von Überbelegmg geboten. Darüb¢# liinaus
sol[ten die Behörden verstärkt AlteTnativen zur
Untersuchuigstiaft etne Umwandlung von Haftstrafen,
vorzeitige Entlassung und Bewährungsstrafen nutzen. S ie
solften die Notwmdigkeit der unfi`e;willigen Unterbrigung

psychiatnscher Parienten neu prüfen pnd gegebencnfflls
Bewohner aus Pflegeheimen in die amDumte
uememuepti egc. cmtiasscn; sie solJten außerdan so weit wie
mogiicn vemeidei[ Migranten zu inhaftierm.

6) Bei der Gesundheits\'ersorgung ist spezielles Augenmerk auf die
besonderffl Bedürfliisse `'on Personen im Frcihcitsemzug zu legerL
insbesondere in Bczug auf schutzbedürftige Gmppen und/oder
Risikogmppen, wie ältere Persünen und Personen mjt Vorcrkrmkungen.
Dies umfasst unter anacr€m Qen £ugang zu Maßnahmen zur ETkennug
des COVID-19 und; wenn erforderlich, m einer rieiisivmedtzinischen
Behandlung. DarubeT hinaus solften inhaftier[e Personen in der

gegenwärtigen Situarion zusätzliche psychologi sctie Unterstützung vom
Persona] erhalten.

7) Währcnd es legitim imd vernünftig ist, entbehrliche Aktivitäten
auszusetzen3 müssen die Grundrechte der inhaffierten Personcn während
der Pandemie uncingeschränkt respektiert wcrden. Dies umfasst
insbesondere das Recht auf mgemessene persönliche Hvgiene
(einschlicßlich ZuEang zu warmem Wasser urid Seifc\ und das Recht auf
täglichen Zugmg ins Freie (von mindestens erier Stunde). Darüber
himus sollten etwaige Lmscmankungen aes JiontaJas mit aer AUßet]wclL
einscnlieljlicn Besucne, aurcn emen verbcsserten ,£ugang zu alternativen
Kommunikationsmitteh (wie Tclefon- oder V DiceLover-imemet-
mcitokol l-Kommunikation) kompensiert werden.

8) Wird eine inhaffierte Person isolieri oder unter Quarantänc gestellt.
vr.eil sie iiifiziert ist oder im Verdacht steht mit dem SARS-CoV-2-Virus
infiziert zu sein, so]lte ihr democh jedcn Tag reeller zwischen-
menschlicher Kc)ntal¢ mgeboten werden.

9) Grundlegendc Schutzvorkehrungen gegen Misshandlungen von
Personen in Pol i 7ejgewahrsani (Zugang z" einem Anwalt. Zugang zu
einem Arzt. Benachrichtigung dcr Angehörigen) müsscn unter allen
Umständen und zu jeder Zcit mejngesct"nki eingehaltcn werden. Unter
bestimmten Umständen können speziel]e Vorsichtsmaßnähmen
angebracht scin (z. 8. von Personen mit Symptomen das Tragen von
Schutzmasken zu v€rlangcm).

10) Dic Überw.achung duch imabhängige Stellen, einschließlich der
nationalen Präventionsmechanismen (NPM) und des CPT, stellt ein
wesentliches Mitiel zur Prävention von Misshandlungen dff. Die Staaten
sollten weiterhin den Zugang deT Überwachungsstellen zu al]eii
l lafteinrichtungen gew ährleisten, einschließlich der Orte, ri dcncn
PersonenunterQuaranlänegehaltenvr'erden..Nletjbe"±tLngsstellen
sollteri allerdings die erforderlichen Vorkehr`ingen üe±ien, um das
uTunaprlnzlp, nlcrnals Dcnaaen 2uzuTugen `„ao no mrm pnnclpJ e.. ) "
ucr"i]ien, LnsDcsonuere tm umgang mit aLtffen J'ersonen und Personen
mlt V orerimnJamgen.


